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20. 11. 1957. 

. Regierungsvorlage. 

Bundesverfassungsgesetz vom 
, womit die Bestimmungen des 

Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 über die Zuständigkeiten des Ver­
fassungsgerichtshofes ergänzt werden. 

Der Na,tion~lrat ha t .be~chl'Oss,en: 

Artikel I. 

1. Artikel 126 a des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom 
16. Juni 1948, BGBL Nr. 143, hat zu lauten: 

"Artikel 126 a. Entstehen zwisd1en dem Rech­
nungshof und der Bundesregierung oder einem 
Bundesminister oder einer Landesregierung 
Meinungsverschiedenheiten tiber die Auslegung 
der gesetzlichen Bestimmungen, die die Zustän­
digkeit des Rechnungshofes regeln, so entscheidet 
auf Anrufung durch die Bundes(Landes)regierung 
oder den Rechnungshof der Verfassungsgerichts­
hof in nichtöffentlicher Verhandlung. Das Ver­
fahren wird·· durch Bundesgesetz geregelt." 

2. Der erste Absatz ,des Artikels 141 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 und in der Fassung des Bundesverfassungs­
gesetzes vom 27. März 1931, BGBL Nr. 103, hat 
zu lauten: 

;,(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 

a) über die Anfechtungen der Wahl des Bun­
despräsidenten, von Wahlen zu den allge­
meiner Vertretungskörpern und zu den 
satzungsgebenden Organen (Vertretungs­
körpern) der gesetzlichen beruflichen Ver­
tretungen; 

b) tiber Anfechtungen von Wahlen in die 
Landesregierung und in die mit der Voll­
. ziehung betrauten Organe einer- Gemeinde; 

c) auf Antrag eines allgeqleinen Vertretungs­
körpers auf Erklärung des Mandatsv·erlustes 
eines seiner Mitglieder; 

d) auf Antrag eines satzungsgebenden Organs 
(Vertretungskörpers) einer gesetzlichen be­
ruflichen Vertretung über den Mandats­
verlust eines der Mitglieder eines solchen 
Orga'fiS; 

e) soweIt In den die. Wahlen regelnden Bun~ 
des- oder Landesgesetz·en die Erklärung 
des Mandatsverlustes durch Bescheid einer 
VerwaltungsbehÖrde vorgesehen ist, über 
die Anfechtung sold1er Bescheide, durdl die 
der Verlust des Mandates in einem allge­
meinen Vertretüngskörper, in einem mit 
der Vollziehung betrauten Organ einer 
Gemeinde 'Oder in einen;' satzungsgebenden 
Organ (Vertretungskörper) einer· gesetz­
lichen beruflichen Vertretung ausgcspr'Odlen 
wurde, nach Erschöpfung des Instanzen­
zuges. 

Die Anfechtung (der Antrag) kann auf die 
behauptete Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens 
beziehungsweise auf einen gesetzlich vorgesehenen 
Grund für den Verlust der Mitgliedschaft. in 
einem allgemeinen Vertretungskörper, in einem 
mit der Vollziehung betrauten Organ einer Ge­
meinde oder in einem satzungsgebenden Organ 
(Vertretungskörper) einer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung gegründet werden. Der Verfassungs­
gerichtshof hat . einer Wahlanfechtung statt­
zugeben, wenn die behauptete Reclnswidrigkeit 
eines Wahlverfahrens erwiesen· wurde und· auf 
das Wahl ergebnis von Einfluß war. In dem Ver­
fahren v'Or den Verwaltungsbehörden hat auch 
der. allgemeine Vertretungskörper und die gesetz­
liche berufliche . Vertretung Parteistellung. " 

Artikel II. 

S'Oweit nach Artikel I Zuständigkeiten v'Om 
Verwalrungsgerichtsh'Of auf den Verfassungs­
gerichtsh'Of übergehen, hat der Verwaltungs­
gerichtsh'Of die bei ihm anhängigen Fälle nach 
dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs­
gesetzes dem Verfassungsgerichtshof abzutreten. 
Sind die abgetretenen Beschwerden beim Ver·· 
wal tungsgerichtsh'Of rechtzeitig eingebracht· w'Or­
den~ s'O haben sie auch beim Verfassungsgerichts­
h'Of als rechtzeitig eingebracht zu gelten. 

Artikel III. 

(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt am 
in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut . 

. ' 

315 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



2 

Erläuternde Bemerkungen. 

Artikel 141 des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der durch die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 
vom 27. März 1931, BGBL Nr. 103, abgeänderten 
Fassung, gibt dem Verfassungsgerichtshofkeine 
Möglichkeit, über die Anfechtung von Wahlen 
in die Landesregierungen, die gemäß Artikel 101 
Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 vom Landtag gewählt werden, 
zu erkennen. Ebensowenig besitzt der Verfas­
sungsgerichtshof derzeit eine Zuständigkeit, über 
die Anfechtung von Wahlen in die Gemeinde­
vorstände durch die Gemeindevertretungen zu 
erkennen. Dies ergibt sich daraus, daß weder die 
Landesregierung noch die Gemeindevorstände 
a 11 g e m ein e Vertretungskörper sind. Dies 
ist wiederholt als Mangel empfunden und auch 
vom Verfassungsgerichtshof in seinen Tätigkeits­
berichten als solcher aufgezeigt worden. 

Ein weiterer fühlbarer Mangel besteht darin, 
daß die Wahlen in die Organe von gesetzlichen 
Interessenvertretungen keiner 'überprüfung 
durch den Verfassungsgerichtshof unterliegen. 
Die tatsächliche Entwiddung hat dazu geführt, 
daß die wirtschaftlichen Interessenvertretungen, 
vor allem die Or'gane der verschiedenen Kam­
mern, heute ihren Verbandsangehörigen, zum 
Teil aber, soweit dies die Gesetze vorsehen, auch 
verbandsfremden Personen gegenüber, mit einer 
Bdehls- und Zwangsge~alt ausgestattet sind, 
alSo nach außen in BehördensteIlung auftreten. 
Die von solchen Organen in diesem Rahmen er­
lassenen Verwaltungs akte sind im Sinne der 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes 
Bes'cheide von Verwaltungsbehörden, ihre gene­
rellen Anordnungen Verordnungen, die als solche 
nach den einschlägigen Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes angdochten und überprüft 
werden können. Daraus ergibt sich auch die 
Forderung, daß auch die Wahlen zu den gesetz­
lichen Interessenvertretungen, die in der Gestal­
tung des Wahlverfahrens den Wahlen zu den 
terri torialen Sel bstverwal tungskörperschaften 
weitestgehend angeglichen sind, in gleicher Art 
wie die Wahlen zu den allgemeinen Vertretungs­
körpern nach Artikel 141 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes beim Verfassungsgerichtsh6f ange­
fochten werden können. Gerade in letzter Zeit 
sind beim Verfass:mgsgerichtshofmehrfadl solche 

Anf~clitungen überreicht worden, sie mußten 
aber stets als unzulässig zurückgeWIesen werden, 
da Artikel 141 Bundes-Verfassungsgesetz eine 
aus~ehnende Auslegung im Sinne der Ein­
beziehung auch der wirtschaftlichen Interessen­
vertretungen in die Wahlüberprüfung ausschließt. 

Der, vorliegende Entw;urf einer Bundes-Verfas­
sungsnovelle gestaltet den Abs. 1 des Artikel 141 
in der Weise aus, daß dem Verfassungsgerichtshof 
als neue Zuständigkeiten die Entschei4ung zuge­
wiesen wird über 

a) die Anfechtung von "rahlen zu ein~r 
Landesregierung und zu einem mit der 
Vollziehung 'betrauten Organ einer Ge­
meinde (Gemeindevorstand); 

b) die Anfechtung von Wahlen in die sat­
zungsgebenden Organe (Vertretungskörper) 
gesetzlicher Interessenvertretungen; . I 

c,) die Erklärung des Verlustes der Mitglied­
schaft zu einem Gemeindevorstand; 

d) die Erklärung des Verlustes der Mitglied­
schaft zu einem satzungsgebenden Organ 
einer gesetzlichen Interessenvertretung; 

e) die Anfechtung der Bescheide von Verwal­
tungsbehörden, durch .die det: Verlust der 
MitgliedsChaft zu einem Gemeindevorstand 
und zu einem satzungsgebenden Organ 
einer gesetzlichen: Interessenvertretung aus­
gesprochen worden ist. 

Eine Ergäl}zung desArtikels 141 Abs. 1 in der 
Richtung, daß er auch über den Verlust 'der Mit­
gliedschaft zu einer Landesregierung zu erkennen 
hat, soll deshalb nicht vorgesehen werden, weil 
mit den nach dem geltenden Recht -im Verfahren 
nach Artikel 142 und 143 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes dem Verfassungsgerichtshof in 
dieser Richtung eingeräumten Kompetenzen 
wohl das Auslangen gefunden werden katul!. 

Die Novelle verwendet an Stelle des in der 
Verwaltungsrechtslehre gebräuchlichen Aus­
druckes "gesetzliche Interessenvertretungen" den 
im Bundes-Verfassungsgesetz an einer Reihe von 
Stellen gebrauchten Ausdruck "berufliche Ver­
tretung" (vgl. zum Beispiel Artikel 10 Abs. 1 
Z. ~ und Artikel 11 Abs. 1 Z. 2 Bundes-Verfas­
sungs,gesetz). Gegenstatl'd der Wahlanfechtung bei 
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den beruflichen Vertretungen (gesetzlichen Inter­
essenvertretungen) sollen lediglich die Wahlen zu 
den satzungsgebenden Organen (Vertretungs­
körpern) dieser Einrichtungen bilden. Unter 
"Vertretungskörper" sind nicht die verwaltenden 
Organe zu verstehen. 

Der Gesetzentwurf vermeidet es, von Anfech­
tung von Wahlen in den Gemeindevorstand zu 
sprechen; er verwendet vielmehr an dessen Stelle 
den Ausdruck "die mit der Vollziehung betrauten 
Organe einet Gemeinde", da die Terminologie 
der einzelnen Gemeindeordnungen für die Be­
zeichnung des schlechthin als "Gemeindevorstand" 

. bezeichneten Organs nicht einheitlich ist. So 
trifft die Bezeichnung "Gemeindevorstand" nicht 
bei den Städten mit eigenem Statut zu. Das voll­
ziehende Organ der Gemeinde wird in der Salz­
burger Gemeindeordnung "Gemeindevorstehung" 
und in Vorarlberg "Gemeinderat" genannt. 

Die in Wien bestehende Einrichtung der Be­
zil'ksvertretungen ist als ein allgemeiner Vertre­
tungskörper im Sinne des Artikels 141 Bundes­
Verfassungsgesetz anzusehen; wird doch die 
Bezirksvertretung gemäß § 63 der Wiener 
Landesverfassung auf Grund des gleichen, un­
mittelbaren, geheimen und persönlichen Ver­
hältniswahlrechtes aller Staatsbürger, die im 
Bezirk ihren ordentlichen Wohnsitz haben, ge-
wählt. . 

Die Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes, 
über den Bescheid einer Verwaltungsbehörde zu 
erkennen, durch den der Verlust der Mitglied­
schaft zu einem Gemeindevorstand oder zu einem 

3 

satzungsgebenden Organ einer gesetzlichen Inter­
essenvertretung ausgesprochen worden ist, hängt 
davon ab, ob in den materiell-rechtlichen, die 
Bildung der Gemeindevorstände regelnden Ge­
meindeordnungen beziehungsweise inden die 
Bildung der satzungsgebenden Organe der gesetz-

·lichen Interessenvertretungen regelnden Bundes­
beziehungsweise Landesvorschriften hierüber 
materiell-rechtliche Bestimmungen enthalten 
sirid. Artikel 141 Bundes-Verfassungsgesetz setzt 
demnach eine bundes- oder landes rechtliche Vor~ 
schrift voraus, nach der solme Bescheide einer 
Verwaltungs behörde erlassen werden können. 

Im übrigen wird auf die Ausführungende:r. 
Erläuternden Bemerkungen zu den §§ 67, 70 und 
71 des Entwurfes eines Bundesgesetzes, womit. 
das Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBL 
Nr. 85, abgeändert und ergänzt wird, verwiesen. 

Artikel I Z. 1 will im Interesse der Gesamt­
kodifikation der verfahrensrechtlichen, für das 
Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof gel­
tenden Bestimmungen in einem Bundesgesetz 
die bisher bloß in einer Verordnung der Bundes­
regierung enthalten gewesenen Bestimmungen 
über das vor dem Verfassungsgerichtshof zu be­
obachtende Verfahren zur Entscheidung über 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Rech­
nungshof und den im Artikel 126 ades Bundes­
Verfassungsgesetzes genannten vollziehenden 
Organen der Regelung durch Bundesgesetz vor­
behalten. In materiell-rechtlicher Hinsicht soll 
sich an diesem vor dem Verfassungsgerich tshof 
zu beobachtenden Verfahren nichts ändern. 

Beilage 

zu den »Erläuternden Bemerkungen". 

Gegenüberstellung. 

Der z e i t g. e I t end e F ass u n g: 

Artikel 1263. Entstehen zwischen dem Rech­
nungshof und der Bundesregierung oder einem 
Bundesminister oder einer Landesregierung Mei­
nungsverschiedenheiten über die Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständig­
keit des Rechnungshofes regeln, so entscheidet 
auf Anrufung durch die Bundes(Landes)regierung 
oder den Rechnungshof der Verfassungsgerichts­
hof in nichtöffentlicher Verhandlung. Das Ver­
fahren wird durch Verordnung .geregelt. 

Artikel 141. (1) Der Verfassungsgerichtshof 
erkennt über Anfechtungen der Wahl des Bun-

Neue Fassung: 

Artikel 1263. Entstehen zwischen dem Rech­
nungshof und der Bundesregierung oder einem 
Bundesminister oder einer Landesregierung Mei­
nungsverschiedenheiten über die Auslegung der 
gesetzlichen 'Bestimmungen, die die Zuständigkeit 
des Rechnungshofes regeln, so entscheidet auf 
Anrufung durch die Bundes(Landes)regierung 
oder den Rechnungshof der Verfassungs gerichts­
hof in nichtöffentlicher Verhandlung. Das Ver­
fahren wird durch Bundesgesetz geregelt. 

Artikel 141. (1) Der Verfassungsgerichtshof er­
kennt 
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Der z e i t gel t end e Fa s s u n g: 

despiäsidenten, von Wahlen zum Nationalrat, 
zum Bundesrat und z'u den Landtagen sowie auf 
Antrag eines dieser gesetzgebenden Vertretungs­
körper auf- Erklärung des Mandatsverlustes eines 
seiner Mitglieder. Er erkennt auch über Anfech­
tungen von Wahlen zu allen anderen allgemeinen 
Vertretungskörpern, ferner auf Antrag eines 
dieser Vertretungskörper auf Erklärung des 
Mandatsverlustes eines seiner Mitglieder, schließ­
lich ü'ber Anfechtung von Bescheiden der Ver­
waltungs'behörden, durch die der Vedust der 
Mitgliedschaft zu diesen Vertretungskörpern aus­
gesprochen wurde, nach Erschöpfung des admini­
strativen Instanzenzuges. In dem Verfahren vor 
den Verwaltungsbehörden hat der Vertretungs­
körper Parteistellung. 

NeueFassung: 

a) über die Anfechtungen der Wahl des Bun­
despräsidenten, von Wahlen zu den all-· 
gemeinen Vertretungskörpern und zu den 
satzungsgebenden Organen (Vettretungs­
körpern) der gesetzlichen beruflichen Ver­
tretungen; 

b) über Anfechtungen von Wahlen in die 
Landesregierung und in die mit der Voll­
ziehung betrauten Organe einer Gern'einde; 

c) auf Antrag eines allgemeinen Vertretungs­
körpersauf ;Erklärung des Mandatsverlustes 
eines seiner Mitglieder; 

d) auf Antrag eines satzungsgebenden Or-. 
gans (Vertretungskörper) einer gesetz- .. 
lichen beruflichen Vertretung über den 
Mandatsverlust eines der Mitglieder eines 
solchen Organs; . 

e) soweit in den die Wahlen regelnden Bun­
des- oder Landesgesetzen die Erklärung des 
Mandatsverlustes durch Bescheid einer Ver­
waltungsbehörde vorgesehen ist, über die 
Anfechtung solcher Bescheide, durch. die der 
Verlust des Mandates in einem allgemeinen 
Vertretungskörper, in einem mit der Voll­
ziehung betrauten Organ einer Gemeinde 
oder in einem satzung~ebenden Organ' 
(Vertretungskörper) einer gesetzlichen he-. 
ruflichen Vertretung ausgesprochen wurde, 
nach Erschöpfung des Instanzenzuges. 

Die Anfechtung (der Antrag) kann auf die 
behauptete Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens 
beziehungsweise auf einen gesetzlich vor'gese­
henen Grund für den Verlust der Mitgliedschaft 
in einem allgemeinen Vertretungskörper, in 
einem mit der Vollziehung betrauten Organ 
einer Gemeinde oder in einem satzungsgebenden 
Organ (Vertretungskörper) einer gesetzlichen 
beruflichen Vertretung gegründet werden. Der 
Verfassun,gsgerichtshof hat einer Wahlanfechtung 
stattzugeben, wenn die behauptete Rechtswidrig­
keit eines Wahlverfahrens erwiesen wurde und 
auf das Wahlergebnis von Einfluß war. In dem 
Verfahren vor den Verwaltungsbehörden hat 
auch der aUgemeine Vertretungskörper und .die 
gesetzliche berufliche Vertretung Parteistellung. 
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